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• Die apf veröffentlicht neue Richtlinie zur außergerichtlichen Streitbeilegung . 

• Online-Info auf www.passagier.at: Auflistung aller Gesetze, Kontaktdaten Beschwerdeabteilungen der 

Transportunternehmen und Verkehrsverbünde, Links zu Behörden, Organisationen, Kammern, Vereinen 

und Fahrgastinitiativen. 

Service 
und Informationen 
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Verrahrcnsrichtlinic I apf Jahresbericht 2015 

Verfa h rensrichtl in ie 

für die Außergerichtliche Streitbeilegung 
bei der Agentur für Passagier-
und Fahrgastrechte 1 

§ 1. Agentur für Passagier- und 
Fa h rgastrechte 

§ 4. Verfahrensparteien 

Die entsprechenden Bestimmungen befinden sich in den 

Anhängen I (Eisenbahn), II (Kraftfahrlinien), III (Schiff­

fahrt) und IV (Luftfahrt). 

§ 5. Vertretung im Schlichtungsverfahren 

Die Verfahrensparteien können sich in jedem Stadium des 

(1) Die Agentur für Passagier- und Fahrgastrechte (in weiterer Verfahrens von einer Rechtsanwältin, einem Rechtsanwalt 

Folge: apf) ist bei der Schienen-Control GmbH eingerichtet oder einer anderen Vertrauensperson vertreten oder beraten 

und in Aufbau, Finanzierung, Rechtsstruktur und Entschei- lassen. Hinsichtlich der dadurch entstehenden Kosten wird 

dungsfindung von den von Schlichtungsverfahren betrof- auf § 15 verwiesen. Wenn die Vertretung nicht durch eine 

fenen Unternehmen unabhängig. Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt erfolgt, ist auf Ver-

(2) Die apf ist hinsichtlich der Schlichtungsverfahren zwi- langen der apf eine schriftliche Vollmacht vorzulegen. 

schen Verbrauchern und Unternehmen eine anerkannte 

und notifizierte Schlichtungsstelle gemäß § 25 AStG2. 

§ 2. Zweck der Agentur 
für Passagier- und Fahrgastrechte 

Zweck der apf ist es, Streit- bzw. Beschwerdefalle aus der Be­

förderung von Fahrgästen bzw. Fluggästen auf Eisenbahnen, 

mit Kraftfahrlinien, in der Schifffahrt und in der Luftfahrt im 

Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten - vgl. §§ 3, 6 und 

7 in den Anhängen I (Eisenbahn), II (Kraftfahrlinien), III 

(Schifffahrt) und IV (Luftfahrt) - zu klären und außerge­

richtlich beizulegen. Die apf sieht sich als unabhängige Ver­

mittlerin zwischen den Unternehmen und ihren Fahrgästen, 

Fluggästen bzw. Kundinnen und Kunden. 

§ 3. Zuständigkeit der Agentur 
für Passagier- und Fahrgastrechte 

§ 6. Beschwerdegegenstand 

Die entsprechenden Bestimmungen befinden sich in den 

Anhängen I (Eisenbahn), II (Kraftfahrlinien), III (Schiff­

fahrt) und IV (Luftfahrt). 

§ 7. Unzulässige Beschwerden 

Die entsprechenden Bestimmungen befinden sich in den 

Anhängen I (Eisenbahn), II (Kraftfahrlinien), III (Schiff­

fahrt) und IV (Luftfahrt). 

§ 8. Form der Beschwerdeeinbringung 

(I) Eine Beschwerde bei der apf ist grundsätzlich über das On­

line-Beschwerdeformular aufwww.passagier.at einzubringen. 

(2) Eine Beschwerde kann auch in anderer schriftlicher Form 

(Post, Fax) eingebracht werden, wenn Beschwerdeführende 

Die entsprechenden Bestimmungen befinden sich in den keine Möglichkeit einer Einbringung über das Online-Be-

Anhängen I (Eisenbahn), II (Kraftfahrlinien), III (Schiff- schwerdeformular haben. In diesem Fall hat die Beschwerde 

fahrt) und IV (Luftfahrt). zumindest folgende Angaben zu enthalten: 
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persönliche Daten, also Name, Adresse, Telefonnummer, 

ggf. Faxnummer, ggf. E-Mail-Adresse; 

eine vollständige schriftliche Darstellung des Sachver­

halts inklusive aller Dokumente, die für die Beurteilung 

des Falles notwendig sind; 

die Beschwerde, die bereits an das Unternehmen ge­

richtet wurde; 

die Antwort des Unternehmens mit kompletter Korres­

pondenz; 

die aktuelle Forderung gegenüber dem Unternehmen; 

eine Zustimmung nach § 8 Datenschutzgesetz 2000 (DSG 

2000P und damit einhergehend die Ermächtigung, alle 

zur Beurteilung des Falles nötigen Daten von den Unter­

nehmen sowie Behörden anzufordern, sodass diese dazu 

ermächtigt werden, die Daten an die apf zu übermitteln. 

(3) Der Beschwerde sind der relevante Sachverhalt und alle 

nötigen Unterlagen (z. B. Fahrkarte bzw. Flugschein, Bu­

chungsbestätigung oder Boarding Pass, Schüler-, Lehrlings­

bzw. Berufsschulausweis, Freifahrausweis, Ermäßigungs­

karte, Strafzahlung / Fahrgeldnachforderung, Inkassobrief, 

Rechnungen von Taxi oder Hotel, schriftliche Beschwerde 

an das Unternehmen, Antwort des Unternehmens samt kom­

pletter Korrespondenz usw.) beizulegen. Wenn nicht im Ein­

zelfall ausdrücklich verlangt, sind Kopien der Dokumente 

ausreichend. Eine Beschwerde ist grundsätzlich in deutscher 

Sprache einzubringen. Das Schlichtungsverfahren wird in 

deutscher Sprache durchgeführt. Zusätzlich bietet die apf 

den Beschwerdeführenden unverbindlich an, die Beschwerde 

in englischer Sprache einzubringen und das Schlichtungs­

verfahren in englischer Sprache durchzuführen. 

(4) Stellungnahmen im Rahmen des Verfahrens sind, sofern 

von der apf nicht anders gefordert, schriftlich einzubringen. 

(5) Das Verfahren wird rni t dem Einlangen der Beschwerde bei 

der apf eingeleitet, sofern deren Zuständigkeit besteht. Mit der 

Einbringung der Beschwerde erkennen Beschwerdeführen­

de die Verfahrensrichtlinie an und bestätigen, dass sämtliche 

Angaben der Wahrheit entsprechen. Auf Anfrage sendet die 

apf die Verfahrensrichtlinie auch per E-Mail, Fax oder Post zu. 

(6) Die apf übermittelt die eingebrachten Unterlagen an die 

Beschwerdegegnerin bzw. den Beschwerdegegner. Davon 

kann im Einzelfall abgesehen werden. 

§ 9. Form der Zustell_ un-,g�_ 

(1) Die apf stellt den Verfahrensparteien ihre Schreiben an 

die bekannt gegebene E-Mail-Adresse zu. 

apf Jahresbericht 2015 I Verfahrensrichtlinie 

(2) Besitzen Verfahrensparteien keine E-Mail-Adresse, wer­

den die Schreiben an die bekannt gegebene Faxnummer 

zugestellt. 

(3) Besitzen Verfahrensparteien keine E-Mail-Adresse und 

kein Fax, werden die Schreiben per Brief an die bekannt ge­

gebene Anschrift zugestellt. 

t 10. Mitwirkungspflicht im 
Schlichtungsverfahren 

(1) Die Unternehmen sind verpflichtet, am Schlichtungs­

verfahren mitzuwirken und der apf alle, zur Beurteilung der 

Sachlage, erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterla­

gen vorzulegen. Die mangelhafte Befolgung der Mitwirkungs­

und Auskunftspflicht kann mit einer Geldstrafe durch die 

zuständige Bezirksverwaltungsbehörde bestraft werden. 

(2) Antworten Beschwerdeführende trotz Urgenz nicht, gilt 

als vereinbart, dass die Beschwerde als zurückgezogen gilt. 

Auf diese Rechtsfolge werden Beschwerdeführende bei 

Urgenz hingewiesen. 

(3) Die Verfahrensparteien müssen innerhalb einer von der 

apf festgelegten Frist von einer, maximal aber acht Wochen 

die von der apf geforderten Stellungnahmen, Informationen 

oder Dokumente übermitteln. In begründeten Ausnahme­

fällen kann die apf eine längere Frist gewähren. 

(4) Die Verfahrensparteien haben die Möglichkeit, innerhalb 

einer von der apf festgelegten Frist von einer, maximal aber 

acht Wochen zu den von der Gegenpartei vorgebrachten Argu­

menten oder Unterlagen Stellung zu nehmen. In begründeten 

Ausnahmefällen kann die apf eine längere Frist gewähren. 

(5) Falsche und/ oder unvollständige Angaben der oder des 

Beschwerdeführenden können als schikanöse Verfahrens­

führung gewertet werden und zur Einstellung eines Schlich­

tungsverfahrens führen. Änderungen des Namens, Adresse, 

ggf. Faxnummer oder ggf. E-Mail-Adresse sind der apf unver­

züglich bekannt zu geben. Bei Unterlassung der Bekanntgabe 

einer Änderung gelten alle übermittelten Schriftstücke I 

E-Mails an die vorhandenen Kontaktdaten als zugestellt. 

(6) Während des Schlichtungsverfahrens haben die Verfah-

I Gemäß § 6 Abs. 4 Bundesgesetz über die Agentur für Passagier- und 

Fahrgastrechte, BGBI. I Nr. 61/ 2015 

2 Alternative-Streitbeilegung-Gesetz - AStG, BGBI. I Nr. 105/ 2015 

3 Bundesgesetz über den Schutz personen bezogener Daten (Datenschutz­

gesetz 2000 - DSG 2000), BGBI.I Nr. 165/1999 Ld.g.F. 
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Verfahrensrichtlinie I apf Jahresbericht 2015 

rensparteien - außer in begründeten Fällen - die Korrespon­

denz zur konkreten Beschwerde nur mit der apf zu führen. 

Von der Befassung anderer Einrichtungen und Organisatio­

nen während des laufenden Verfahrens sollte außer in be­

gründeten Fällen Abstand genommen werden. 

(7) Alle (verfahrensleitenden) Entscheidungen, wie z. B. 

Fristsetzungen, Verfahrensbeendigungen etc., obliegen der 

apf. Ein Rechtsmittel oder eine Wiederaufnahme eines be­

endeten Verfahrens ist im Rahmen eines Schlichtungsver­

fahrens nicht vorgesehen. 

§ 11. Mündliche Verhandlung 

(I) Die apf kann unter Ladung eines oder aller Beteiligten 

eine mündliche Verhandlung in den Geschäftsräumen der 

apf einberufen, wenn sie dies für zweckmäßig erachtet. 

(2) Die apf kann von einer mündlichen Verhandlung ab­

sehen, wenn die Durchführung einer solchen von der oder 

dem Beschwerdeführenden abgelehnt wird. 

(3) In der mündlichen Verhandlung besteht für die Verfah­

rensparteien Gelegenheit zur mündlichen Sachverhaltsdar­

stellung. Eine Vertreterin oder ein Vertreter der apf vermittelt 

dabei mit dem Ziel einer einvernehmlichen Einigung. 

§ 12. Lösungsvorschlag 

(I) Die apf ist in ihrer Beweiswürdigung frei. 

(2) Auf Basis des beiderseitigen Vorbringens sowie allfälliger 

eingeholter Gutachten nimmt die apf eine Beurteilung des 

Falles in rechtlicher (z. B. ABGB, EisbBFG, EisbG, EKHG, 

KfIG, KSchG, LFG, SchFG, UWG, Verordnung (EG) Nr. 1371 / 

2007, Verordnung (EG) Nr. 261/2004, Verordnung (EG) Nr. 

1107/2006, Verordnung (EU) Nr. 181/2011, Verordnung (EU) 

Nr. 1177 /2010) und tatsächlicher (z. B. Billigkeitserwägun­

gen) Hinsicht vor. Aufgrund dieser Beurteilung erarbeitet 

die apf - bevorzugt in Zusammenarbeit mit den Verfahrens­

parteien - einen Lösungsvorschlag. 

(3) Die apf übermittelt den Verfahrensparteien den Lösungs­

vorschlag samt eventuell vorliegenden Gutachten. Die Ver­

fahrensparteien haben innerhalb von einer durch die apf zu 

setzenden Frist von einer, maximal aber vier Wochen dem 

Lösungsvorschlag zuzustimmen oder diesen - wenn möglich 

begründet - abzulehnen. In begründeten Ausnahmen kann 

die apf eine längere Frist gewähren. 

(4) Der Lösungsvorschlag enthält immer folgende 

generelle Hinweise: 

114 

die Annahme des Lösungsvorschlages ist nicht ver­

pflichtend; 

die (erfolglose) Beteiligung am Schlichtungsverfahren 

schließt die Durchsetzung von Rechten auf dem ordent­

lichen Rechtsweg nach Abschluss des Schlichtungsver­

fahrens nicht aus; 

die vorgeschlagene Lösung kann anders sein als das 

Ergebnis eines Gerichtsverfahrens; 

mit Zustimmung beider Verfahrensparteien zum Lösungs­

vorschlag wird einem wirksamen außergerichtlichen Ver­

gleich zugestimmt. Kommt eine der Verfahrensparteien 

dem Vergleich nicht nach, muss die gegnerische Partei 

den Gerichtsweg beschreiten, um den Vergleich gericht­

lich durchsetzen zu können. 

(5) Ergeben die Überprüfungen durch die apf keinenAnhaits­

punkt dafür, dass dem Vorbringen der oder des Beschwerde­

führenden gefolgt werden kann, wird das Verfahren gemäß 

§ 13 ohne die Erstellung eines Lösungsvorschlags beendet. 

§ 13. Abschluss des Schlichtungsverfahrens 

(I) Den Verfahrensparteien wird das Ergebnis - von be­

gründeten Ausnahmen abgesehen - schriftlich mitgeteilt. 

Begründete Ausnahmen können etwa nicht monetäre Be­

schwerden von nicht grundsätzlicher Bedeutung sein oder 

Beschwerden, in welchen aufgrund des Sachverhalts eine 

schnelle Information der Verfahrenspartei notwendig ist. Mit 

Mitteilung des Ergebnisses gilt das Verfahren als beendet. 

(2) Kommt zwischen den Verfahrensparteien über den Be­

schwerdegegenstand - gleich in welchem Verfahrenssta­

dium - eine Einigung zustande, so sind diese Tatsache sowie 

der Inhalt der Einigung der apf unverzüglich schriftlich mit­

zuteilen. Ebenso kann die oder der Beschwerdeführende je­

derzeit das Verfahren abbrechen. Das Schlichtungsverfahren 

wird dann von der apf eingestellt und den Verfahrenspar­

teien wird die Einstellung schriftlich (per Post, Fax oder 

E-Mail) mitgeteilt. 

(3) Wenn beide Verfahrensparteien den Lösungsvorschlag 

annehmen, stimmen sie damit einem wirksamen außerge­

richtlichen Vergleich zu. 

(4) Nimmt eine der Verfahrensparteien den Lösungsvor­

schlag der apf nicht an, hat er keine bindende Wirkung. Das 

Verfahren vor der apf wird dann - sofern von der apf im Ein­

zelfall für geeignet erachtet - durch eine abschließende, 

nicht verbindliche und nicht anfechtbare Empfehlung zur 

Regelung der Angelegenheit beendet. 
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(5) Beschwerdeführende können ihre Ansprüche unabhän­

gig vom Schlichtungsverfahren vor den zuständigen Ge­

richten geltend machen. 

(6) Bei Beschwerden entsprechend § 6 Abs. 2 und 3 Anhang I 

Eisenbahn ist die Schienen-Control Kommission zu informie­

ren, sollte es zu keiner einvernehmlichen Lösung kommen. 

Die Schienen-Contra I Kommission kann bei Beschwerden 

über die Fahrpreisentschädigung bei Verspätungen oder Zug­

ausfällen die Empfehlung der apf wegen eines behaupteten 

Verstoßes gegen anzuwendende Bestimmungen der EU­

Fahrgastrechteverardnung oder des EisbBFG mittels Be­

scheid für verbindlich erklären. 

(7) Bei Beschwerden entsprechend § 6 Abs. 1 Anhang II 

Kraftfahrlinien ist die jeweils für das betroffene Unterneh­

men zuständige Aufsichtsbehörde zu informieren, wenn 

aufgrund der Beschwerde ein Verfahren eröffnet wird. Auch 

der Abschluss des Verfahrens und der Verfahrensausgang 

sind der Aufsichtsbehörde zu melden. 

(8) Bei Beschwerden entsprechend § 6 Abs. 1 Anhang III 

Schifffahrt sind das Bundesministerium für Verkehr, Inno­

vation und Technologie (bmvit) und die zuständige Bezirks­

verwaltungsbehörde zu informieren, wenn das betroffene 

Unternehmen (Schifffahrtsunternehmen oder Hafen- bzw. 

Terminalbetreiber) seiner Verpflichtung zur Mitwirkung am 

Verfahren nicht nachkommt. 

§ 14. Verfahrensdauer 

(J) Die apf strebt in sämtlichen Schlichtungsverfahren im Jah­

resdurchschnitt eine Dauer von maximal sechs Wochen an. 

(2) Die apf strebt im einzelnen Schlichtungsverfahren eine 

einvernehmliche Lösung grundsätzlich innerhalb einer Frist 

von 90 Tagen an. In komplexen Beschwerdefällen wird eine 

einvernehmliche Lösung grundsätzlich innerhalb von sechs 

Monaten angestrebt. 

(3) Die Frist beginnt mit Einlangen der vollständigen Be­

schwerde gemäß § 8 bei der apf. 

(4) Die apf setzt die Verfahrensmittel je nach ihrer Zweck­

mäßigkeit und je nach der Bedeutung der Beschwerde für 

den Einzelfall und für die Allgemeinheit nach den Grund­

sätzen der Verfahrensökonomie ein. 

§ 15. Kosten des Schlichtungsverfahrens 

(I) Das Schlichtungsverfahren ist für die Beschwerdeführen­

den unentgeltlich. Die Höhe der Beiträge der von Schlich-

apf Jahresbericht 2015 I Verfahrensrichtlinie 

tungsverfahren betroffenen Unternehmen wird mit Ver­

ordnung des bmvit festgesetzt und beträgt derzeit 78 Euro. 

(2) Jede Verfahrenspartei trägt die ihr durch das Schlich­

tungsverfahren erwachsenen Kosten selbst. Dazu zählen 

unter anderem die eigenen Porto- und Kopierkosten, 

allfällige Rechtsanwaltskosten, Kosten für von den Verfah­

rensparteien selbst beauftragte Gutachten sowie der per­

sönliche Zeitaufwand. 

§ 16. Verjährungshemmung 

Mit der Einbringung der Beschwerde und der entsprechen­

den Fortsetzung im Schlichtungsverfahren wird der Anfang 

und der Fortlauf der Verjährungsfrist sowie der sonstigen 

Fristen zur Geltendmachung der vom Schlichtungsverfahren 

betroffenen Rechte und Ansprüche der oder des Beschwer­

deführenden für den Zeitraum des Schlichtungsverfahrens 

bis zum Abschluss des Verfahrens gehemmt. 

§ 17. Verzugszinsen und Gebühren 
der Unternehmen 

Die am Schlichtungsverfahren teilnehmenden Unterneh­

men sind angehalten, für die Dauer des Schlichtungsverfah­

rens bis zum Abschluss des Verfahrens keine Verzugszinsen 

oder sonstigen zusätzlichen Kosten wie etwa Mahn- oder 

Inkassogebühren zu verlangen. 

§ 18. Datenschutz und Vertraulichkeit 

(1) Die Beschwerde muss zwingend eine schriftliche Zu­

stimmung der oder des Beschwerdeführenden nach § 8 

DSG 2000 enthalten, nach der die apf ermächtigt wird, alle 

zur Beurteilung des Falles als notwendig erachteten Daten, 

etwa von den Unternehmen sowie Behörden, anzufordern 

und nach der diese dazu ermächtigt werden, die Daten an 

die apf zu übermitteln. 

(2) Die apf verpflichtet sich zur Einhaltung des Datenschut­

zes. Die Verwendung der personenbezogenen Daten erfolgt 

ordnungsgemäß und unter Beachtung der datenschutz­

rechtlichen Bestimmungen. 

(3) Die apf verwendet die Daten ausschließlich zur Be­

schwerdebearbeitung und zur Durchführung der Schlich­

tungsverfahren. Die zweckentsprechenden Daten werden in 

den in § 13 Abs. 6- 8 genannten Fällen an die dort aufgezähl­

ten Behörden bzw. bei Anzeigen wegen (verwaltungs)straf-
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Verfahrensrichtlinie I apf Jahresbericht 2015 

rechtlichen Sachverhalten an die zuständigen Einrichtungen 

(z. B. Bezirksverwaltungsbehörde) übermittelt. Daten ohne 

Personen bezug werden im Rahmen der Erstellung eigener 

Publikationen, wie etwa dem gemäß § 8 Abs. 2 Bundesgesetz 

über die Agentur für Passagier- und Fahrgastrechte bzw. 

gemäß § 9 AStG zu erstellenden jährlichen Bericht über die 

Aufgabe als apf, verwendet. Die apf verwendet Daten zu an­

deren Zwecken nur dann, wenn sie im Einzelfall zur Daten­

verwendung im Sinne von § 8 DSG 2000 berechtigt ist. 

(4) Die Verfahrensparteien verpflichten sich zur Verschwie­

genheit über den Inhalt des Schlichtungsverfahrens gegen­

über Medien für die Dauer des Verfahrens. 

§ 19. Schlichter t in der apf 

(I) Die gemäß § 10 Abs. 2 AStG als Schlichter / in bestellte 

Person ist auf der Website www.passagier.at namentlich 

aufgeführt. 

(2) Die als Schlichter / in bestellte Person hat alle Umstände, 

die geeignet sind, ihre/seine Unabhängigkeit oder Unpar­

teilichkeit zu beeinträchtigen oder die Interessenkonflikte 

mit einer der am Verfahren Beteiligten entstehen lassen oder 

auch nur diesen Eindruck erwecken können, unverzüglich 

offenzulegen. Im Falle der Befangenheit des / r Schlichters / in 

wird die Behandlung der Beschwerde an die Schlichtung für 

Verbrauchergeschäfte übertragen. 

§ 20. Information über das 
Schlichtungsverfahren 

Generelle Informationen über das Schlichtungsverfahren 

sind auf der Website der apf unter www.passagier.at abrufbar. 

Auf Anfrage sendet die apf diese Informationen auch per 

E-Mai!, Fax oder Post zu. 

§ 21. Inkrafttreten 

Diese Verfahrensrichtlinie tritt mit 

9. Jänner 2016 in Kraft. 

• Eisenbahngesetz 1957 Ld.g.F. 

5 Verordnung (EG) Nr. 1371 / 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahr­

gäste im Eisenbahnverkehr. AB!. Nr. L 315 vom 23.10.2007 

6 Bundesgesetz über die Eisenbahnbeförderung und die Fahrgastrechte 

(Eisenbahn-Beförderungs- und Fahrgastrechtegesetz - EisbB FG). BGB!. I 

Nr. 40/2013 
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Anhang I 
Eisenbahn 

§ 3. Zuständigkeit der apf für den __ 

Verkehrsträger Eisenbahn 

(1) Die Zuständigkeit der apf umfasst: 

1. gemäß § 78a Abs. 1 Eisenbahngesetz (EisbG)4 sämt­

liche Beschwerdef<ille von Gebietskörperschaften, Inte­

ressenvertretungen oder Kundinnen und Kunden mit 

Eisenbahnverkehrsunternehmen und Eisenbahninfra­

strukturunternehmen (in weiterer Folge: Eisenbahnun­

ternehmen) oderVerkehrsverbundorganisationsgesell­

schaften (in weiterer Folge: Verkehrsverbünde), sofern 

ein Problem mit den Eisenbahnverkehrsleistungen be­

steht, die bis zur Einbringung der Beschwerde der oder 

des Beschwerdeführenden nicht zufriedenstellend er­

ledigt werden konnten. 

2. gemäß § 78a Abs. 2 EisbG sämtliche Beschwerdefälle, 

welche Gebietskörperschaften, Interessenvertretungen 

und Fahrgäste insbesondere wegen behaupteter Verstöße 

gegen anzuwendende Bestimmungen der Verordnung 

(EG) Nr. 137l /20075 oder des Eisenbahn-Beförderungs­

und Fahrgastrechtegesetzes (EisbBFG)6 sowie wegen 

behaupteter rechtswidriger Regelungen in den Beförde­

rungsbedingungen einschließlich der Entschädigungs­

bedingungen gemäß § 22a EisbG bei der apf erheben. 

(2) Die apf ist nur für in Österreich niedergelassene oder 

tätige Unternehmen zuständig. Im Einzelfall - wenn An­

kunfts- oder Abfahrtsort in Österreich liegen oder ein sons­

tiger Bezug zu Österreich vorliegt - kann sich die apf je nach 

konkreter Sachlage (z. B. keine andere Schlichtungs- oder 

Durchsetzungsstelle erklärt sich für zuständig bzw. wird tätig) 

für zuständig erklären. 

(3) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte bleibt 

davon unberührt. 

§ 4. Verfahrensparteien der apf für den 
Verkehrsträger Eisenbahn 

(1) Beschwerdeführende können gemäß § 78a Abs. 1 und 

2 EisbG Gebietskörperschaften, Interessenvertretungen, 

Fahrgäste bzw. Kundinnen und Kunden sein, sofern die 

Beschwerde die Beförderung von Fahrgästen, Reisegepäck 

oder Gütern betrifft. 
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(2) Beschwerdegegnerin oder Beschwerdegegner können 

gemäß § 78a Abs. 1 und 2 EisbG Eisenbahnunternehmen 

sowie Verkehrsverbünde sein, sofern ein Problem mit den 

Eisenbahnverkehrsleistungen besteht. 

(3) Fahrgast bzw. Kundin oder Kunde ist eine Person, die ein 

Eisenbahnunternehmen oder einen Verkehrsverbund nutzt, 

zur Nutzung berechtigt ist oder beabsichtigt zu nutzen. 

(4) Gebietskörperschaften sind juristische Personen des 

öffentlichen Rechts, die alle Personen erfassen, die in einer 

örtlichen Beziehung zu einem bestimmten Gebiet stehen. 

Gebietskörperschaften sind in Österreich der Bund, die Bun­

desländer und die Gemeinden. Das Vorliegen der Amts- oder 

Organwalterschaft ist bei Einbringung der Beschwerde glaub­

haft zu machen bzw. auf Verlangen der apf nachzuweisen. 

(5) Interessenvertretungen sind ein freiwilliger oder durch 

verschiedene Formen des Zwanges erfolgter Zusammen­

schluss von natürlichen oder juristischen Personen. Interes­

senvertretungen sind in Österreich z. B. Kammern, Indus­

triellenvereinigung, Österreichischer Gewerkschaftsbund, 

Betriebsräte, Bürgerinitiativen, Vereine usw. Das tatsächliche 

Bestehen der Interessenvertretung bzw. die Vertretungs­

befugnis ist bei Einbringung der Beschwerde glaubhaft zu 

machen bzw. auf Verlangen der apf nachzuweisen (z. B. Ver­

einsregisterauszug, Betriebsratsbestätigung etc.). 

§ 6. Beschwerdegegenstand der apt tür den 
Verkehrsträger Eisenbahn 

(1) Gegenstand einer Beschwerde gemäß § 78a Abs. 1 EisbG 

an die apf können Beschwerdefälle sein, welche die Beför­

derung von Fahrgästen, Reisegepäck oder Gütern betreffen. 

Darunter fallen auch Beschwerdefälle, in denen Fahrgäste 

keinen Rechtsanspruch haben. Das betrifft beispielsweise 

Beschwerden wegen Strafen beim Fahren ohne oder ohne 

gültiges Ticket, Fahrpreiserstattungen aus persönlichen Grün­

den des Fahrgasts sowie mangelnde Information oder Pro­

bleme mit Bahnmitarbeiterinnen oder Bahnmitarbeitern. 

Als Maßstab für die Behandlung von Schlichtungsverfahren 

gelten durchschnittlich verständige, informierte und red­

liche Fahrgäste bzw. Kundinnen und Kunden. 

(2) Gegenstand einer Beschwerde gemäß § 78a Abs. 2 EisbG 

an die apf können Beschwerdefälle insbesondere wegen be­

haupteter Verstöße gegen anzuwendende Bestimmungen 

der Verordnung (EG) Nr. 1371 /2007 oder des EisbBFG sein. 

Darunter fallen alle Beschwerden betreffend Rechte aus 

diesen Regelungen, beispielsweise wegen Verspätungsent-

apf Jahresbericht 2015 I Verfahrensrichtlinie 

schädigungen, Fahrpreiserstattungen oder Hilfeleistungen 

wie Taxi- oder Hotelkosten aufgrund von Verspätungen 

oder Zugausfällen. 

(3) Gegenstand einer Beschwerde gemäß § 78a Abs. 2 EisbG 

an die apf können auch Beschwerden wegen behaupteter 

rechtswidriger Regelungen in den Beförderungsbedingungen 

sein, beispielsweise Regelungen, die gegen die Verordnung 

(EG) Nr. 1371 / 2007, EisbG, EisbBFG, Konsumentenschutzge­

setz (KSchG), Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), 

Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz (EKHG), 

Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) oder 

andere Gesetze verstoßen. 

(4) Über die Behandlung einer Beschwerde wird nach dem 

Einlangen entschieden. 

(5) Die oder der Beschwerdeführende erhält eine Bestä­

tigung über den Eingang der Beschwerde. Die oder der 

Beschwerdeführende wird - sofern Ablehnungsgründe vor­

liegen - binnen drei Wochen nach Eingang der vollstän­

digen Beschwerde über die Ablehnung und die Gründe der 

Ablehnung informiert. Dies gilt auch während des Schlich­

tungsverfahrens ab Feststehen des Ablehnungsgrundes, 

wenn die Unzulässigkeit der Beschwerdebehandlung erst 

während des Verfahrens eintritt. 

§ 7. Unzulässige Beschwerden der apt 
tür den Verkehrsträger 
Eisenbahn 

Folgende Beschwerden sind unzulässig und können von 

der apf abgelehnt werden: 

Beschwerden, die nicht die Beförderung von Fahrgästen, 

Reisegepäck oder Gütern betreffen; 

Beschwerden gemäß § 78a Abs. 1 EisbG, die nicht zuerst 

dem betroffenen Unternehmen zur Lösung des Problems 

vorgelegt wurden; 

Beschwerden, wenn das Ticket nicht bei einem in Öster­

reich niedergelassenen oder tätigen Unternehmen ge­

kauft worden ist bzw. auch kein sonstiger Bezug zu 

Österreich vorliegt; 

Beschwerden gegen Beförderungsbedingungen von nicht 

in Österreich niedergelassenen oder tätigen 

Unternehmen; 

Beschwerden, die länger als zwei Jahre nach dem Zeit­

punkt der Einreichung beim Unternehmen der apf vor­

gelegt werden; 

Beschwerden über Forderungen, behauptete Verstöße 
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oder behauptete rechtswidrige Regelungen, die gericht­

lich oder verwaltungsrechtlich anhängig oder rechts­

kräftig entschieden bzw. rechtskräftig verglichen sind; 

Beschwerden, die bereits einmal Gegenstand eines 

Schlichtungsverfahrens waren; 

Beschwerden, für welche eine andere Schlichtungsstelle / 

Stelle zur alternativen Streitbeilegung zuständig ist; 

Beschwerden über Streitigkeiten, die mut\villig oder 

schikanös sind; 

Beschwerden, deren Behandlung den effektiven Betrieb 

der apf ernsthaft beeinträchtigen könnte, ewa weil um­

fangreiche Beweisaufnahmen erforderlich wären oder 

es sich um übermäßig komplexe Rechtsfragen handelt. 

Anhang 11 

Kraftfahrlinien 

§ 3. Zuständigkeit der apf für den 
Verkehrsträger Kraftfahrlinien 

(I) Die Zuständigkeit der apf umfasst gemäß § 32b KfIG 7 

alle Beschwerdefälle von Fahrgästen mit Kraftomnibusun­

ternehmen im Linien- oder Gelegenheitsverkehr (in weiterer 

Folge: Busunternehmen), sofern behauptet wird, dass die 

Rechte des Fahrgastes / der Fahrgäste aus der Verordnung 

(EU) Nr. 181/2011 B verletzt wurden, und die Beschwerde 

der oder des Beschwerdeführenden vom betroffenen Bus­

unternehmen überhaupt nicht, nicht zufriedenstellend oder 

nicht fristgerecht erledigt wurde. 

(2) Nicht zuständig ist die apf hingegen, wenn es sich um 

Beschwerdefälle handelt, die in der zitierten Verordnung 

nicht abgebildet sind (siehe dazu auch §§ 6 und 7). 

(3) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

bleibt davon unberührt. 

§ 4. Verfahrensparteien der apf für den 
Verkehrsträger Kraftfahrlinien 

(1) Beschwerdeführende können gemäß Art. 28 der Verord­

nung (EU) Nr. 181/2011 in Verbindung mit § 32b KfIG Fahr­

gäste von Busunternehmen sein, sofern die Beschwerde eine 

Verletzung ihrer Rechte aus der zitierten Verordnung betrifft. 

(2) Beschwerdegegnerin oder Beschwerdegegner können 

gemäß Art. 2 und 28 der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 in 
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Verbindung mit §§ 32a und 32b KfIG Busunternehmen sein, 

deren Hauptniederlassung in Österreich ist und / oder die 

Linien- oder Gelegenheitsverkehr mit Abfahrts- oder An­

kunftsort in Österreich betreiben, welche vom Anwendungs­

bereich der zitierten Verordnung umfasst sind. 

(3) Fahrgast ist eine Person, die ein Busunternehmen nutzt, 

zur Nutzung berechtigt ist oder beabsichtigt zu nutzen. 

§ 6. Beschwerdegegenstand der apf 
für den Verkehrsträger 
Kraftfahrlinien 

(I) Gegenstand einer Beschwerde gemäß § 32b KfIG an die 

apf können Beschwerdefälle sein, welche die Beförderung 

von Fahrgästen, den Verlust oder die Beschädigung von 

Reisegepäck bei Unfällen oder die Entschädigung für beschä­

digte oder verlorene Rollstühle und andere Mobilitätshilfen 

betreffen und behauptete Verstöße gegen anzuwendende Be­

stimmungen der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 zur Grund­

lage haben. Darunter fallen alle Beschwerden betreffend 

Rechte aus dieser Verordnung, beispielsweise wegen Verspä­

tungsentschädigungen, Fahrpreiserstattungen oder Hilfe­

leistungen wie Taxi- oder Hotelkosten aufgrund von 

Verspätungen oder Busausfällen. 

(2) Als Maßstab für die Behandlung von Schlichtungsver­

fahren gelten durchschnittlich verständige, informierte und 

redliche Fahrgäste. 

(3) Über die Behandlung einer Beschwerde wird nach dem 

Einlangen entschieden. 

(4) Die oder der Beschwerdeführende erhält eine Bestä­

tigung über den Eingang der Beschwerde. Die oder der 

Beschwerdeführende wird - sofern Ablehnungsgründe vor­

liegen - binnen drei Wochen nach Eingang der vollstän­

digen Beschwerde über die Ablehnung und die Gründe der 

Ablehnung informiert. Dies gilt auch während des Schlich­

tungsverfahrens ab Feststehen des Ablehnungsgrundes, 

wenn die Unzulässigkeit der Beschwerdebehandlung erst 

während des Verfahrens eintritt. 

§ 7. Unzulässige Beschwerden der apf für den 
Verkehrsträger Kraftfahrlinien 

Folgende Beschwerden sind unzulässig und können von 

der apf abgelehnt werden: 

Beschwerden, die nicht die Beförderung von Fahrgäs­

ten, den Verlust oder die Beschädigung von Reisegepäck 
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bei Unfällen oder die Entschädigung für verloren gegan­

gene oder beschädigte Rollstühle, sonstige Mobilitäts­

hilfen und Hilfsgeräte betreffen; 

Beschwerden, die keine behauptete Verletzung der Rechte 

von Fahrgästen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 

als Grundlage haben; 

Beschwerden, die nicht zuerst dem betroffenen Unter­

nehmen zur Lösung des Problems vorgelegt wurden, es 

zu keiner Einigung gekommen ist oder binnen drei Mo­

naten nach Eingang der Beschwerde keine endgültige 

Beantwortung erfolgte; 

Beschwerden, wenn weder Ankunfts- noch Abfahrtsort 

oder Hauptniederlassung des betroffenen Unternehmens 

in Österreich liegen; 

Beschwerden, die länger als zwei Jahre nach dem Zeit­

punkt der Einreichung beim Unternehmen der apf vor­

gelegt werden; 

Beschwerden über Forderungen oder behauptete Ver­

stöße, die gerichtlich oder verwaltungsrechtlich anhängig 

oder rechtskräftig entschieden bzw. rechtskräftig verg­

lichen sind; 

Beschwerden, die bereits einmal Gegenstand eines 

Schlichtungsverfahrens waren; 

Beschwerden, für welche eine andere Schlichtwlgsstelle/ 

Stelle zur alternativen Streitbeilegung zuständig ist; 

Beschwerden über Streitigkeiten, die mutwillig oder 

schikanös sind; 

Beschwerden, deren Behandlung den effektiven Betrieb 

der apf ernsthaft beeinträchtigen könnte, etwa weil um­

fangreiche Beweisaufnahmen erforderlich wären oder 

es sich um übermäßig komplexe Rechtsfragen handelt. 

Anhang 111 

Schifffahrt 
---

§ 3. Zuständigkeit der apf für den 
Verkehrsträger Schifffahr_t _ _ 

(I) Die Zuständigkeit der apf umfasst gemäß §§ 7la und 87a 

SchFG9 alle Beschwerdefälle von Nutzern und Nutzerinnen 

von Häfen und Terminals in Österreich sowie Fahrgästen von 

Schifffahrtsunternehmen, sofern behauptet wird, dass ihre 

Rechte aus der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 \0 verletzt wur­

den, und die Beschwerde der oder des Beschwerdeführen-
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den vom betroffenen Unternehmen überhaupt nicht, nicht 

zufriedenstellend oder nicht fristgerecht erledigt wurde. 

(2) Nicht zuständig ist die apf hingegen, wenn es sich um Be­

schwerdefälle handelt, die in der zitierten Verordnung nicht 

abgebildet sind (siehe dazu auch §§ 6 und 7). 

(3) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

bleibt davon unberührt. 

§ 4. Verfahrensparteien der apf für d� 
Verkehrsträger Schifffahrt 

(I) Beschwerdeführende können gemäß Art. 25 der Verord­

nung (EU) Nr. 1177 /2010 in Verbindung mit §§ 7la und 87a 

SchFG Nutzer und Nutzerinnen von Häfen und Terminals 

sowie Fahrgäste von Schifffahrtsunternehmen sein, sofern 

die Beschwerde eine Verletzung mrer Rechte aus der zitierten 

Verordnung betrifft. 

(2) Beschwerdegegnerin oder Beschwerdegegner können 

gemäß Art. 2 und 25 der Verordnung (EU) Nr. 1177 / 2010 in 

Verbindung mit §§ 7la und 87a SchFG Betreiber von Häfen 

und Terminals in Österreich sowie Schifffahrtsunterneh­

men sein, deren Hauptniederlassung in Österreich ist und / 

oder die Liniendienste mit Fahrgastschiffen oder Kreuzfahr­

ten mit Abfahrts- oder Ankunftsort in Österreich betreiben. 

(3) Fahrgast ist eine Person, die ein Schifffahrtsunternehmen 

nutzt, zur Nutzung berechtigt ist oder beabsichtigt zu nutzen. 

§ 6. Beschwerdegegenstand der apf für den 
Verkehrsträger Schifffahrt 

(I) Gegenstand einer Beschwerde gemäß §§ 7la und 87a 

SchFG an die apf können Beschwerdefälle sein, welche die 

Beförderung von Fahrgästen bzw. die Entschädigung für 

beschädigte oder verlorene Mobilitätshilfen oder sonstige 

spezielle Ausrüstungen betreffen und behauptete Verstöße 

gegen anzuwendende Bestimmungen der Verordnung (EU) 

Nr. 1177 / 2010 zur Grundlage haben. Darunter faHen alle 

7 Kra ftfahrliniengesetz 1999 Ld.g.F. 

e Verordnung (EU) Nr. 181/2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomni­

busverkehr und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 2006/2004, ABI. 

Nr. L 55 vom 28.02.2011 

9 Schifffahrtsgesetz 1997 Ld.g.F. 

10 Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 über die Fahrgastrechte im See- und 

Binnenschiffsverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 2006/2004, ABI. Nr. L 334 vom 17.12.2010 
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Beschwerden betreffend Rechte aus dieser Verordnung, 

beispielsweise wegen Verspätungsentschädigungen, Fahr­

preiserstattungen oder Hilfeleistungen wie Taxi- oder Hotel­

kosten aufgrund von Verspätungen oder Schiffsausfällen. 

(2) Als Maßstab für die Behandlung von Schlichtungsver­

fahren gelten durchschnittlich verständige, informierte und 

redliche Fahrgäste. 

(3) Über die Behandlung einer Beschwerde wird nach dem 

Einlangen entschieden. 

(4) Die oder der Beschwerdeführende erhält eine Bestä­

tigung über den Eingang der Beschwerde. Die oder der 

Beschwerdeführende wird - sofern Ablehnungsgründe vor­

liegen - binnen drei Wochen nach Eingang der vollstän­

digen Beschwerde über die Ablehnung und die Gründe der 

Ablehnung informiert. Dies gilt auch während des Schlich­

tungsverfahrens ab Feststehen des Ablehnungsgrundes, 

wenn die Unzulässigkeit der Beschwerdebehandlung erst 

während des Verfahrens eintritt. 

§ 7. Unzulässige Beschwerden der apf für den 
Verkehrsträger Schifffahrt 

Folgende Beschwerden sind unzulässig und können von 

der apf abgelehnt werden: 
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Beschwerden, die nicht die Beförderung von Fahrgästen 

bzw. die Entschädigung für beschädigte oder verlorene 

Mobilitätshilfen oder sonstige spezielle Ausrüstungen 

betreffen; 

Beschwerden, die keine behauptete Verletzung der Rechte 

von Fahrgästen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1177 / 

2010 als Grundlage haben; 

Beschwerden, die nicht zuerst dem betroffenen Unter­

nehmen zur Lösung des Problems vorgelegt wurden 

und die endgültige Beantwortung oder der Ablauf der 

Frist für die endgültige Beantwortung von zwei Monaten 

ab Einlangen der Beschwerde abgewartet wurde; 

Beschwerden, wenn weder Ankunfts- noch Abfahrtsort 

oder Hauptniederlassung des betroffenen Unternehmens 

in Österreich liegen; 

Beschwerden, die länger als zwei Jahre nach dem Zeit­

punkt der Einreichung beim Unternehmen der apf vor­

gelegt werden; 

Beschwerden über Forderungen, behauptete Verstöße 

oder behauptete rechtswidrige Regelungen, die gericht­

lich oder verwaltungsrechtlich anhängig oder rechtskräf­

tig entschieden bzw. rechtskräftig verglichen sind; 

Beschwerden, die bereits einmal Gegenstand eines 

Schlichtungsverfahrens waren; 

Beschwerden, für welche eine andere Schlichtungsstelle / 

Stelle zur alternativen Streitbeilegung zuständig ist; 

Beschwerden über Streitigkeiten, die mutwillig oder 

schikanös sind; 

Beschwerden, deren Behandlung den effektiven Betrieb 

der apf ernsthaft beeinträchtigen könnte, etwa weil um­

fangreiche Beweisaufnahmen erforderlich wären oder 

es sich um übermäßig komplexe Rechtsfragen handelt. 

Anhang IV 
Luftfahrt 

§ 3. Zuständigkeit der apf für den 
Verkehrsträger Luftfahrt 

(I) Die Zuständigkeit der apf umfasst gemäß Art. 16 der Ver­

ordnung (EG) Nr. 261/200411 und Art. 14 der Verordnung 

(EG) Nr. 1107/200612 in Verbindung mit § 139a LFG 13 alle 

Beschwerdefälle von Fluggästen mit Luftfahrtunternehmen 

bzw. Zivilflugplatzhaltern (z. B. Flughafenbetreiber), sofern 

behauptet wird, dass die Rechte des Fluggastes/ der Flug­

gäste aus den Verordnungen (EG) Nr. 261/2004 oder Nr. 

1107/2006 verletzt wurden. 

(2) Nicht zuständig ist die apf hingegen, wenn es sich um Be­

schwerdefalle handelt, die in den zitierten Verordnungen 

nicht abgebildet sind (siehe dazu auch §§ 6 und 7). 

(3) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

bleibt davon unberührt. 

§ 4. Verfahrensparteien der apf für den 
Verkehrsträger Luftfahrt 

(I) Beschwerdeführende können gemäß Art. 16 der Verord­

nung (EG) Nr. 261/2004 Fluggäste von Luftfahrtunterneh­

men bzw. gemäß Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 

Fluggäste von Luftfahrtunternehmen und Nutzerinnen und 

Nutzer von Zivilflugplätzen (z. B. Flughäfen) sein, sofern die 

Beschwerde eine Verletzung ihrer Rechte aus den zitierten 

Verordnungen betrifft. 

(2) Beschwerdegegnerin oder Beschwerdegegner können 

gemäß Art. 16 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 Luftfahrt­

unternehmen, deren Hauptniederlassung in Österreich ist 
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und / oder die Flüge mit Abflugs- oder Ankunftsort in Öster­

reich durchführen, gemäß Art. 1 4  der Verordnung (EG) Nr. 

1 107/2006 österreichische Zivilflugplatzhalter (z. B. Flug­

hafenbetreiber) und Luftfahrtunternehmen, deren Haupt­

niederlassung in Österreich ist bzw. die Flüge mit Abflugs­

oder Ankunftsort in Österreich durchführen, sein. Als "Flug" 

im Sinne dieser Bestimmung ist eine einzelne Flugbewe­

gung mit einem Start und einer Landung zu betrachten. Ob­

wohl eine mehrgliedrige Flugreise aus mehreren Flügen 

bestehen kann (z. B. mit Zwischenstopp oder Umsteigever­

bindung), ergibt sich die Zuständigkeit der apf aufgrund der 

einzelnen Flugbewegung. Reine Tankstopps ohne Passagier­

bewegungen gelten dabei nicht als Zwischenstopp. 

(3) Fluggast ist eine Person, die ein Luftfahrtunternehmen 

nutzt, zur Nutzung berechtigt ist oder beabsichtigt zu nutzen. 

§ 6. Beschwerdegegenstand der apf 
für den Verkehrsträger 
Luftfahrt 

( I) Gegenstand einer Beschwerde gemäß § 1 39a LFG an die 

apf können Beschwerdefälle sein, welche die Beförderung 

von Fluggästen oder die Entschädigung für verloren gegan­

gene oder beschädigte Rollstühle, sonstige Mobilitätshilfen 

und Hilfsgeräte betreffen und behauptete Verstöße gegen 

anzuwendende Bestimmungen derVerordnungen (EG) Nr. 

261 /2004 oder Nr. 1 107/2006 zur Grundlage haben. Darun­

ter fallen alle Beschwerden betreffend Rechte aus diesen 

Verordnungen, beispielsweise wegen Verspätungsentschä­

digungen, Flugpreiserstattungen oder Hilfeleistungen wie 

Taxi- oder Hotelkosten aufgrund von Verspätungen oder 

Flugausfällen. 

(2) Als Maßstab für die Behandlung von Schlichtungsver­

fahren gelten durchschnittlich verständige, informierte und 

redliche Fluggäste. 

(3) Über die Behandlung einer Beschwerde wird nach dem 

Einlangen entschieden. 

(4) Die oder der Beschwerdeführende erhält eine Bestä­

tigung über den Eingang der Beschwerde. Die oder der 

Beschwerdeführende wird - sofern Ablehnungsgründe vor­

liegen - binnen drei Wochen nach Eingang der vollstän­

digen Beschwerde über die Ablehnung und die Gründe der 

Ablehnung informiert. Dies gilt auch während des Schlich­

tungsverfahrens ab Feststehen des Ablehnungsgrundes, 

wenn die Unzulässigkeit der Beschwerdebehandlung erst 

während des Verfahrens eintritt. 
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§ 7. Unzulässige Beschwerden der apf für den 
Verkehrsträger Luftfahrt 

Folgende Beschwerden sind unzulässig und können von 

der apf abgelehnt werden: 

Beschwerden, die nicht die Beförderung von Fluggästen 

bzw. die Entschädigung für verloren gegangene oder be­

schädigte Rollstühle, sonstige Mobilitätshilfen und Hilfs­

geräte betreffen; 

Beschwerden, die keine behauptete Verletzung der Rechte 

von Fluggästen gemäß der Verordnungen (EG) Nr. 261 / 

2004 oder Nr. 1 107/2006 als Grundlage haben; 

Beschwerden, die nicht zuerst dem betroffenen Unter­

nehmen zur Lösung des Problems vorgelegt wurden 

und die Beantwortung oder der Ablauf der Frist für die 

Beantwortung von sechs Wochen ab Einlangen der Be­

schwerde abgewartet wurde; 

Beschwerden, wenn weder Ankunfts- noch Abflugsort 

oder Hauptniederlassung des betroffenen Unternehmens 

in Österreich liegen; 

Beschwerden, die länger als zwei Jahre nach dem Zeit­

punkt der Einreichung beim Unternehmen der apf vor­

gelegt werden; 

Beschwerden über Forderungen oder behauptete Ver­

stöße, die gerichtlich oder verwaltungs rechtlich anhängig 

oder rechtskräftig entschieden bzw. rechtskräftig ver­

glichen sind; 

Beschwerden, die bereits einmal Gegenstand 

eines Schlichtungsverfahrens waren; 

Beschwerden, für welche eine andere Schlichtungsstelle / 

Stelle zur alternativen Streitbeilegung zuständig ist; 

Beschwerden über Streitigkeiten, die mutwillig oder 

schikanös sind; 

Beschwerden, deren Behandlung den effektiven Betrieb 

der apf ernsthaft beeinträchtigen könnte, etwa weil um­

fangreiche Beweisaufnahmen erforderlich wären oder 

es sich um übermäßig komplexe Rechtsfragen handelt. 

11 Verordnung (EG) Nr. 261/2004 über eine gemeinsame Regelung für Aus­

gleichs· und Unterstützungsleisnmgen für Fluggäste im Fall der Nichtbe· 

förderung und bei AnnuUierung oder großer Verspätung von Flügen u. zur 

Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91, ABI. Nr. L 46vom 17.2.2004 

12 Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 über die Rechte von behindenen Flug­

reisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter Mobilität. 

ABI. Nr. L 204 vom 26.7.2006 

13 Luftfahrtgesetz 1957 Ld.g.F. 
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Gesetze, 
Beschwerdeabteilungen und Links 

Die Links zu den untenstehenden Gesetzen sind auf der Website der apf unter www.passagier.at abrutbar. 

122 

Bundesgesetz über die Agentur für Passagier- und Fahrgastrechte, BGBI. I Nr. 61/2015 

Alternative-Streitbeilegung-Gesetz - AStG, BGBI. I Nr. 105/2015 

Bahn: 
Eisenbahngesetz 1957 i. d. g. F. 

Bundesgesetz über die Eisenbahnbeförderung und die 

Fahrgastrechte (Eisenbahn-Beförderungs- und Fahrgast­

rechtegesetz - EisbBFG), BGBI. I Nr. 40/2013 

Verordnung (EG) Nr. 1371 /2007 über die Rechte und 

Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr, ABI. 

Nr. L 315 

Bus: 
Kraftfahrliniengesetz 1999 i. d. g. F. 

Verordnung (EU) Nr. 181/2011 über die Fahrgastrechte 

im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der Verord­

nung (EU) Nr. 2006/2004, ABI. Nr. L 55 

Schiff: 
Schifffahrtsgesetz 1997 i. d. g. F. 

Verordnung (EU) Nr. 1177 /2010 über die Fahrgastrechte 

im See- und Binnenschiffsverkehr und zur Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004, ABI. Nr. L 334 

Flug: 
Luftfahrtgesetz 1957 i. d. g. F. 

Verordnung (EG) Nr. 261/2004 über eine gemeinsame 

Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen 

für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei An­

nullierung oder großer Verspätung von Flügen und zur 

Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91, 

ABI. Nr. L 46 

Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 über die Rechte von be­

hinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit einge­

schränkter Mobilität, ABI. Nr. L 204 

Beschwerdeabteilungen 
Die Kontaktdaten der Beschwerdeabteilungen der Unter­

nehmen für den Bahn-, Bus-, Flug- und Schiffsverkehr 

sind auf der Website der apf unter 

www.passagier.at abrutbar. 

Links 
Alle Links zu Behörden, Fahrgastinitiativen, Vereinen, 

Kammern, Organisationen, Verkehrsverbünden sowie 

Unternehmen im Bahn-, Bus-, Flug- und Schiffsver­

kehr sind auf der Website der apf unter 

www.passagier.at abrutbar. 
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Gl ossa r 

Behörden und Gerichte ----

� ___________ ---'--"Age ntur für Passagier- u n d  Fahrgastrechte ------------ --

BMASK Bundes m i n i sterium für Arbeit, Soz iales und Konsu mentensch utz 

bmvit Bundes m i n i sterium für Verkehr, I n novation und Tec h nologie 

EU / EG E u ropä ische U n ion / E u ropä ische Gemei nschaft 

EuGH'---___________ E:..:u'-r..:c0päische r Geri chtshof 

Schienen-Control Schienen-Control G m b H  

SCK Schienen-Control Kommiss ion 

VwGH _____________ V_e�r_w�a_lt�u_n�g�sg�e:..:r_i c_h_ts_h_o'_f __________ _ 

U nternehmen und Orga nisationen 

Aeroflot 

airberli--'n ___ _ 

Air China 

Air France 

Air Malta 

AEROFLOT Russia n  A ir l i nes AG 

Air Berl in PLC & Co. Luftverkehrs KG ______ _ 

Air China Lim ited 

Air  Fra n ce KLM SA 

Air Malta PLC 

A_i_r_Ser_b_ia __________ Air Serbia AG 

Alitalia 

Austrian Airlines 

British Airways 

Bulgaria Air 

CAT 

Alital ia S . p.A. 

______ Austrian Airl i nes AG 

Brit ish Ai rways P LC 

B u l ga r i a  Air  - ehema liges staatl iches Luftfa h rtunternehmen Bulgar iens 

City Air  Te rminal  Betriebsgm b H ,  City Airport Tra i n  

CIT Comite internatio nal  des transports ferrovia i res - i nternationales E isenba h ntra n sportkomitee __ 

Cond�o�r� ____________ C�o�n�d�o�r�F�l u�g�d�i�e n�s�t�G�m�b�H __ _ 

Croatia Airlines Croatia Air l i nes, Croatian air transport com pa ny Ltd 

Oarwin Airline Darwin Airl i n e  SA 

OB Deutsche Bahn AG - d e utsches Eisenba h n u nternehmen 

OB Regio DB Regio AG - Tochtergese l l sch aft der Deutschen B a h n  AG 

easyjet Easy jet Air l ine Company L imited 

.::E:.:.m:.:.i:.:ra:.:t�e=-s __________ ---=.E:.:.m"'i rc.::ac:.te�s'_--C:.s-=ta�a:.:t"'l i c:::.-h es Luftfa h rt u nterne hmen des E m  i rat::..:sc..:D=-u::..:b�a:.:.i _________ _ 

Ethiopian Airlines 

Europe Airpost 

Germanwings 

Ethiopian Air l ines - sta atl iches Luftfa h rtunternehmen Ät h i opiens 

ASL Air l ines France SA -----

Germanwi ngs G m b H  

GKB ____________ G-'--r.c.a_z_-K_ö_f_la_c_he_r __ Bah n u n d  Busbetrieb G_m_b_H ____ ___ _ 
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GySEV Györ-Sopron- E benfurti Vasut Zrt ( Raa berba h n )  

l�b�e�ri�a ______ _________________ I�be�r�ia�Li�nea�s�A�r�e�as�S�A� ______________________________________________________ _ 

K LM 

LOT Polish Airlines ________ _ 

Lufthansa 

Luxair 

MBS 

Koninkl ij ke Luchtvaart M a atschappij Royal Dutch Air l ines NV 

LOT Pol ish Air l i nes 5A 

Deutsche Lufthansa AG 

Luxa i r  SA 

Montafonerbahn AG 

Meridian I BOB 

Monarch Airlines 

Bayerische Oberlandbahn GmbH - d e utsches E i sen b a h n u nternehm� 
___ ______ _ 

Monarch A i rl i nes - F i rst Aviation L im ited 

N I K-,-I __ 
_ N I K I Luftfa h rt..o:G:..cm"-b::cH 

________ _ 

Onur Air Onur Air Tas i m a c i l i k  A . � .  

ÖBB �--------------- Konzern d e r  Österrei ch ischen . ...:B:..:u::.,:n.:..:d:..:e:.::s:::.b=.;a h"'n"'e::.,:n"-_______________________ _____________ __ 

ÖBB-Infrastruktur 

ÖBB-Personenverkehr  .=:.::=-:..:--------

Pegasus 

Qatar Airways 

Ryanair 

SLB 

Ö B B- I nfrastruktur AG 

ÖBB- Personenverke h r  A G  ����------------

Pega sus Hava Ta �lmacl l lgl A . � .  

Quatar Airways - staat l iches Luftfa h rtunternehmen Katars 

Rya n a i r  L im ited Company 

Sa lzburger Loka l ba h n ,  Geschäftsfe ld der Salzburg AG für  Energie, Verkehr 

und Teleko m m u n ikation ------------- --

�St�H� ______________________ �S:..:t:::.e"_rn_'_&::..:c.cH�a�ff�e�rl�V�e�rk.:..:e�h rs�g�e:..:se::..:l l:.::sc=h.:..:a�ft�m""". :::.b_'_. H"'.� __________________________________ ___ 

SUB Steiermärkische La ndesbahnen 

SunExpress S u n Express - G ü ne� Ekspres HavaCi l ik  A.� .  

TAP Portugal TAP Portugal SA 

Thomson Airways Thomson Airways Lim ited 

Tuifly Tuifly G m b H  

Turkish Airlines Turkish Ai rl i nes A.�. 

U kra i nia n Ai rl i n es U kra i n e i n tern ationa I Ai r I  i nes AG=--______________________________________________ _ 

United Airlines U n ited Air l ines Corporation 

Vuelin"g'--_____ Vue l i ng AG 

WESTbahn WESTba h n  M a nagement G m b H  

Wiener linien 
_________________ 

W"-'-'-I E=.;N�E R�L�I N�I:::.E N"--'G::.,:m�b H�&=-=C.::.o"'K:.::G'__ __________________ __ 

WLB Wiener Loka l ba h nen AG 

Verkeh rsverbünde 

OÖVV Verkeh rsve rbund Oberösterreich 

SVV ________________ --'V..o:ec...rk"'e:.;.h"-r"-'-sve rbu n d Sa I zb�uC>rg'__ __________________________________________________ __ 

StVG Verkeh rsve rbund Steiermark (Verb u n d l i n i e )  

VOR� ___________________ ___ �V�e�rk.:..:e-,-h�rs:..:v�e-,-rb:..:u:..:n�d=-=O.::.st�-,,_Re�gLi.::.o,,_n _________ _______________________________________ ___ 

VVK Verkeh rsve rbund Kärnten ( K ä rntner L in ien)  

VVNB Verke h rsverbund N iederösterreich- Burgenland 

VVT Verkehrsverbu n d  Ti rol 

VVV Verkeh rsve rbund Vorarlberg ( V M o b i l )  
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Gesetze und Tarifbestimmungen 

ABGB Allgemei nes b ü rgerl iches Gesetzbuch 

AIV Abkommen ü ber d i e  Beziehu ngen zwischen den Tra nsportunternehmen 

i m  internationalen E isenbahn-Personenverkehr 

AStG Alternat ive-Streitbei legu ng-Gesetz 

BGStG B u n des-Behindertengleichste l l u ngsgesetz 

CIV E i n heit l iche Rechtsvorschriften für d e n  Vertrag über d ie i nternation a le E isenbahn beförderung __ 

von Personen u n d  Gepa=-" c:c.k� ________________ _ 

_ D_SG_20_0_0 ___________ -=B:..:u:.;..:.ndesgesetz ü ber den Schutz personenbezogener Daten ( Datensch utzgesetz 2.,:.O--=O--=0L.,) __ _ 

ECG 

EisbBFG 

EisbG 

EKHG 

GCC-CIV / PRR 

ÖBB-Handbuch 

B u n desgesetz, mit dem bestimmte recht l iche Aspekte des e lektron ischen Geschäfts-

und Rechtsverkehrs geregelt werden ( E-Commerce-Gesetz) 

B u n desgesetz ü ber d ie E isenbahn beförderung und die Fahrgastrechte 

( E isenbah n-Beförderu ngs- u n d  Fa h rgastr"'e'--'c_h_te""g""e-'-s_et'-z.!-) ________________ _ 

Eisenbah ngesetz 

E isenbahn- und Kraftfa h rzeughaftpflichtgesetz 

Allgemeine Beförderu ngsbedi ngu ngen für die Beförderung von Personen 

" H a n d buch für Reisen mit der ÖBB in Österreich", Tarifbesti m m u ng der Ö B B-Personenverkehr AG 

KflG 

KSchG 

_________ =Kraftfa h rl i n iengesetz 1999 

Konsu mentenschutzgesetz 

LFG 

PFAG 

Richtlinie 2013 / 11 / EU (ADR-RL) 

SchFG 

Schiffsbesatzungsverordnung 

UWG 

VBKG 

Verordnung ( EG)  Nr. 261 / 2004 

Verordnung (EG) Nr. 1107 / 2006 

Verordnung (EG) Nr. 1371 / 2007 

Verordnung (EU)  Nr. 1177/ 2010 

Verordnung (EU)  Nr. 181/ 2011 

Abb. 

ABI. 

Abs. 

Luftfa hrtgesetz 1957 

Passagier- und Fah rgastrechteagentu rgesetz 

Alternative D ispute Reso l ution, die Richt l i n i e  2 0 13 / 1 1 / E U  über d i e  a lternative Bei legung 

verbra ucherrechtl icher Streitigkeite n 

Schifffa h rtsgesetz 1997 

Verord nung des B u ndesministers für Verkehr, I n n ovation und Tech nologie über d ie M i ndest-

besatzu ng von Fah rzeugen ( BG BI . II N r. 5 1 8 / 2004); regelt, welche Besatzu nge:..:.n-=S--=c:..:.h i"'ff:..:e ____ _ 

verschiedener Größen, Bau- und E i n satzarten in Österreich m i ndestens a ufweisen m ü ssen 

B u n desgesetz gegen den u n l a uteren Wettbewerb 

Verbra ucherbehörden-Kooperationsgesetz 

Verord n u ng ( E G )  N r. 2 6 1 / 2004 ü ber eine gemeinsame Rege lung für Ausgle ichs- u n d  U nterstützu ngs­

l e i st u ngen für F l uggäste i m  Fall der N ichtbeförderung und bei A n n u l l ierung oder großer Verspätu ng 

von F lügen und zur Aufhebung der Verord n u n g  (EWG) N r. 295.!-/--=9-=-1 __ _ 

Verordnung ( E G )  N r. 1 10 7 / 2006 über d i e  Rechte von behi nd erten F l ugreisenden u n d  F lugreisenden 

m i t  e i ngeschränkter Mobi l ität 

Verord nung ( E G )  N r. 1 3 7 1 / 2007 ü ber die Rechte und Pfl i chten der Fahrgäste im E isen b a h nverkehr 

Verord n u ng ( E U )  N r. 1 1 77 / 2010 ü ber d ie Fahrgastrechte im See- und B innenschiffsverkehr u n d  

zur  Änderung der Verordnung ( E G )  N r. 2006 / 2004 

Verord nung ( E U )  N r. 1 8 1 / 20 1 1  über die Fahrgastrechte im Kraftomn ibusverkehr u n d  

z u r  Änderung der Verord n u n g  ( E G )  N r. 200 6 / 2 004 

Sonstiges 

Abbi ldung 

Amtsblatt 

Absatz 
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AGB Allgemeine Geschäftsbed i ngu ngen 

Art. Arti kel 

AS Alternative Streitbei legung 

_

B
--'

G_B_I . _____________ 
B-'-u_n-'-.d e-'-"sgesetzb �att 

Businesscard Ö B B - Kundenkarte für F irmen, Vereine u n d  I n stitutionen 

EDV 
______ ________ �E�I�e�kt�ro�n�i�sc�h-'--e�D�at�e�n�v�e r�a�r�be�i�t u�n�gL_ 

EN 

EVU 

FAQ 

GmbH, GesmbH 

Hbf. 

HG 

IC  Bus 

ICE 

Jahresnetzkarte 

E u roN ight, N a chtreisezug 

E i se n ba h nverkeh rsu nterneh m en 

Freq uently Asked Questions, " h ä ufig gestellte Fragen" 

Gese l l schaft m it besc h rä n kter Haftung 

Ha u pt b a h n hof 

Hand e l sg'-"e.'-'ri-'-c_h t'--
_____________________________ _ 

ÖBB I ntercitybus 

I nterCityExpress, Fernverkehrsreisezug der Deutsche Ba h n  AG 

Zeitka rte der WESTb a h n  i n  Kooperation m it der WESTbus G m b H  

JBI  

Kfz 

_________ �J:..:u:.:...ristische �B:..::läc:.tt:.:e�r 
_____________________________ 

_ 

Kraftfa hrzeug 

km K i l ometer 

lG Landesgericht 

l it. l ittera ( laL),  Buchsta b e  

Mio. 
_________ 

M_i l_l i_o_n (�e_n�) 
_______________________________ __ 

max. maxi m a l  

NEB N a t i o n a l  E nforcement Bodies ( e n g I . ) ,  n a t i o n a l e  D u rc h setzu ngsstel l e n  

Nr. N u m m e r  

Österreichcard Ja h resnetzka rte für a l l e  Z üge d er ÖBB u n d  zah l reiche a n d e re Ba h nen mit A usna h me d e r -------------------�--'-------------'---'--'--'---�--'-------

PDF 

Pkw 

Rs 

SparSchiene 

Vo 

Vortei lscard 

VPI 

Z. 

Zahnradbahnen,  des Sonderverkehrs und des City Airport Tra i n s  

Porta ble Docum ent Format, e lektronisches Dokum entenformat 

Perso nenkraftwagen 

Rechtssache 

ermä ßigte Tickets der Ö BB-Personenverke h r  AG 

Verord nung 

K u n d e n karte der Ö B B-Personenverkehr AG 

Verbra ucherpre is index 

Ziffer 
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